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Übersicht über die wichtigsten Än
derungen (1)

von Dr. Peter Forstmoser, Rechtsanwalt, Profes
sor an der Universität Zürich, Zürich

In der Herbstsession 1991 hat das Parlament
die Revision des Aktienrechts nach über
zwanzigjährigen Reformarbeiten definitiv
und ohne Gegenstimme verabschiedet (2).
Ein Referendum ist nicht ergriffen worden,
und nach offiziösen Auskünften soll das neue
Recht per 1. Juli 1992 in Kraft treten.

Der folgende Beitrag will eine Übersicht über
die neuen Bestimmungen geben (3) (nachste
hend Ziff. 1. — IV.) und auf die Frage eintre
ten, welcher Handlungsbedarf im Hinblick
auf die Reform besteht (nachstehend Ziff.
V.). Abschliessend wird eine kurze Würdi
gung versucht (nachstehend Ziff. VI.).

I. Stossrichtungen der Reform

a) Angesichts der langen Dauer der Re
formarbeiten, aber auch im Hinblick auf die
zumindest anfanglich ausgesprochen kurz
gesteckten Ziele (4) erstaunt es nicht, dass
sich den revidierten Bestimmungen kein ein
heitlicher Grundzug entnehmen lässt.

Immerhin zeigt eine nähere Betrachtung be
stimmte Stossrichtungen (5), von denen drei
hervorzuheben sind:
• Deutlich ist die Tendenz, den Schutz der

Aktionäre und Gläubiger zu verstärken. Das
magische Wort ist hier «Transparenz», die
sich insbesondere in zwar für Publikums
gesellschaften wohl noch immer ungenü
genden, aber doch markant verbesserten
Vorschriften für die Rechnungslegung

■  konkretisiert hat. Hinzu kommen Bemü
hungen um eine Verstärkung der Revision.
• Überarbeitet worden ist sodann die Eigen

kapitalgrundlage, und zwar mit zwei Ziel
setzungen: Einerseits wollte man die

Eigenkapitalbasis der Gesellschaften ver
stärken und schwindelhafte Vorgänge ein
dämmen (6). Auf der anderen Seite be
mühte man sich um eine flexiblere Ord
nung (7).
• Endlich sollten die Struktur und Funktions

fähigkeit aller drei Organe — Verwaltung
Generalversammlung und Revisionsstelle
— verbessert werden.

Aus jeder dieser drei Gruppen sollen im fol
genden einige wichtige Neuerungen vorge
stellt werden.

II. Aktionärs- und Gläubigerschutz

1. Verbesserung der Transparenz

Im Interesse von Aktionären und Gläubigem
liegt die deutliche Verbesserung der Transpa
renz, die hier nur stichwortartig erwähnt wer
den kann (8):
• Ganz allgemein wird die Rechnungslegung

(9) durch zwingende Minimalgliederungs-
vorschriften für Bilanz (10) und Erfolgsrech
nung (11) ausgebaut. Hinzu kommt ein Bi
lanzanhang (12), der unter anderem Aus
kunft geben soll über Ungewisse Verbind
lichkeiten, Leasingverpflichtungen und
besonders auch über die Auflösung stiller
Reserven, «wenn dadurch das erwirtschaf
tete Ergebnis in wesentlichem Ausmass
günstiger dargestellt wird» (13). Die Bil
dung stiller Reserven bleibt dagegen wei
terhin möglich; Tiefstapeln ist erlaubt,
Hochstapelei soll dagegen unterbunden
werden.

• Sodann schreibt das neue Recht konse
quent die Erstellung einer Konzernrech
nung vor, wobei von dieser Pflicht lediglich
kleinere Gesellschaften und Subkonzerne,
keinesfalls aber Gesellschaften mit börsen
kotierten Aktien (14), befreit sind.
• Informationen über bestimmte Geschäfts

vorgänge können durch die Einschaltung
eines Sonderprüfers erlangt werden, eirier
Art Treuhänder zwischen AG upd Aktio
när, durch den der Gegensatz zwischen

dem Geheifnhaltungsinteresse der Gesell
schaft und dem Interesse des Aktionärs an
Offenlegung überwunden werden soll (15).
In dieses neue Institut wird man freilich
keine allzu hohen Erwartungen setzen dür
fen (16).

# Endlich müssen Gesellschaften, deren Na
menaktien börsenkotiert sind, die ihnen
bekannten Grossaktionäreunä Grossaktio
närsgruppen (17) bekanntgeben (18).

2. Verstärkung des Bezugsrechts

Das neue Recht verstärkt sodann das Bezugs
recht der Aktionäre: Gemäss revOR 652 b soll
das Bezugsrecht nur noch im Rahmen eines
Kapitalerhöhungsbeschlusses (19) und über
dies nur «aus wichtigen Gründen» aufgeho
ben werden. Zur Voraussetzung des wichti
gen Grundes ist freilich daraufhinzuweisen,
dass die erwähnten Beispiele (20) zeigen, dass
dieser Begriff keineswegs im gleichen Sinne
verwendet wird wie an andern Orten des Ge
setzes (21). Vielmehr dürfte das Kriterium
dem des schon heute durch Lahre und Praxis
geforderten «sachlichen Grundes» naheste
hen (22). Ebenso wird m.E. nur die bisherige
Lehre und Praxis festgeschrieben, wenn im
neuen Recht ausserdem betont wird, durch
die, Aufhebung von Bezugsrechten dürfe
«niemand in unsachlicher Weise begünstigt
oder benachteiligt werden» (23).

3. Erleichterung der Übertragbarkeit von
Aktien

a) In den letzten Jahren stand die Vinkulie-
mngsfrage im Zentrum der rechtspolitischen
Diskussion (24). Das Resultat ist eine klare
Abkehr vom bisherigen Recht und die gesetz
liche Erleichterung der Übertragbarkeit zula-
sten der Freiheit der Aktiengesellschaften
und ihrer Verwaltungen, die Zusammenset
zung des Aktionariats selber zu bestimmen
(25).
Abgewichen wird dabei vom auch im neuen
Recht ohnehin überstrapazierten Konzept

der Einheit des Aktienrechts. Es werden
künftig unterschiedliche Ordnungen für pri
vate Aktiengesellschaften und Publikumgs-
gesellschaften gelten:

b) Besonders einschneidend sind die Ver
besserungen der Handelbarkeit börslich gebän
delter Namenaktien:

Die bisher übliche und vom Gesetz ausdrück

lich vorgesehene Allerweltsklausel, wonach
ein Aktienerwerber «ohne Angabe von
Gründen» abgelehnt werden kann, wird für
Publikumsgesellschaften ersetzt durch eine
Prozentklausel (26):

«Bei börsenkotierten Namenaktien
kann die Gesellschaft einen Erwerber

als Aktionär nur ablehnen, wenn die
Statuten eine prozentmässige Begren
zung des Eigentums an Namenaktien
vorsehen und diese Begrenzung über
schritten wird.»

Vorläufig wird freilich noch ein zweiter Vin-
kulierungsgrund zulässig sein, nämlich eine
verkappte Äusländerklausel, die jedoch im
Zuge der Annäherung an Europa in absehba
rer Zeit dahinfallen soll und die daher nur in

den Schlussbestimmungen aufgeführt wird
(27).
Zumindest Schweizer Bürger mit Wohnsitz
in der Schweiz, in absehbarer Zeit aber auch
Ausländer, sollen also bis zu einem bestimm
ten, statutarisch genannten Prozentsatz vor
aussetzungslos börslich gehandelte Namen
aktien erwerben können.

Die Handelbarkeit von Namenaktien wird da
durch ausländischen Standards angepasst,
ohne dass den Gesellschaften die Möglich
keit genommen würde, angemessene Ab
wehrdispositive gegen Raids vorzusehen
(28).

c) Weniger weit geht die gesetzliche Be
schränkung bei nicht börsenkotierten Namen
aktien:

Die Gesellschaft wird die Aktienübertragung
auch künftig ablehnen können, «wenn sie
hierfür einen wichtigen, in den Statuten ge
nannten Grund bekanntgibt», wobei auch an
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dieser Stelle der Begriff des «wichtigen» wohl
mit dem des «sachlichen» Grundes überein
stimmt. Dazu kommt eine sog. Escape-
Clause: Auch weiterhin können Aktienge
sellschaften die Übertragung ohne Grund
angabe ablehnen, aber nur dann, wenn sie be
reit sind, die zur Veräusserung anstehenden
Aktien «zum wirklichen Wert im Zeitpunkt
des Gesuches zu übernehmen» (29). Damit
bleibt der privaten AG die Möglichkeit erhal
ten, «ungeliebten» Dritten den Eintritt bis
zur Grenze der Willkür aus beliebigen Grün
den zu verwehren. Doch wird faktisch eine
Art «Austrittsrecht» geschaffen. ■

d) Das neue Recht trifft überdies Massnah-
men gegen die sog. Spaltung, d.h. das Ausein
anderfallen der aktienrechtlichen Mitglied
schaftsrechte (30) einerseits und der aus der
Mitgliedschaft fliessenden Forderungsrechte
(31) auf der anderen Seite. Diese Spaltung
(32) hatte vor allem die in den letzten Jahren
mehr und mehr kritisierte Konsequenz, dass
Personen, die ihre Aktien allenfalls schon vor
Monaten oder Jahren veräussert hatten, an
der Generalversammlung noch immer mit
stimmen konnten (33).

Das künftige Recht will die Spaltung weitge
hend verhindem (34), wobei für börsento-
tierte und für übrige Namenaktien unter
schiedliche Konzepte gelten: Bei börsenkotier
ten Namenaktien sollen die Rechte schon vor
der Anerkennung des Erwerbers durch die
Gesellschaft auf diesen übergehen (beim
börsenmässigen Erwerb im Zeitpunkt der
Übertragung, beim ausserbörslichen Erwerb
dann, wenn der Erwerber ein Gesuch um
Anerkennung als Aktionär eingereicht hat).
Bis zur Anerkennung können jedoch weder
das Stimmrecht noch andere rnit dem Stimm
recht zusammenhängende Rechte ausgeübt
werden, vgl. revOR 685 f II. Bei nicht börsen
kotierten Namenaktien verbleiben dagegen

• «das Eigentum an den Aktien und alle damit
verknüpften Rechte beim Veräusserer» (35X
bis die Gesellschaft die Zustimmung erteilt
hat (wobei passives Verhalten während dreier
Monate als Zustimmung gilt [36]).

4. Klagerechte

a) Schon heute stehen den Aktionären
theoretisch effiziente Klagerechte zu: Jeder
Aktionär mit auch nur einer Aktie ist befugt
gesetzes- oder statutenwidrige Generalver
sammlungsbeschlüsse anzufechten (37). Je-
der einzelne Aktionär ist zudem berechtigt
Schaden, den seine Gesellschaft durch
Pflichtverletzungen von Organpersonen er
litten hat, selbständig einzuklagen.
Die Krux dieser Klagen liegt — aus der Sicht
des Kleinaktionärs — im Kostenrisiko, das im
Vergleich zu seinen potentiellen Ansprüchen
ganz unverhältnismässig ist, wird doch für die
Bemessung der Prozesskosten und der Ent
schädigung an die obsiegende Partei bei An
fechtungsklagen der Gesamtwert des ffiage-
gegenstandes für die Gesellschaft bzw. bei
Verantwortlichkeitsklagen der gesamte ein
geklagte Schadenersatzbetrag (38) zugrunde
gelegt.
Hier will das neue Recht Erleichterungen
schaffen, indem der Richter bei Abweisung
der Klage die Kosten ganz oder teilweise der
Gesellschaft überbinden kann (39).

Die Wirksamkeit dieser Ordnung wird man
allerdings nicht überschätzen dürfen, bleibt
doch zumindest für den Kleinaktionär ein
Kostenrisiko, das in keinem Verhältnis zum
wirtschaftlichen Interesse steht (40). Aus
dogmatischer Sicht — dies sei am Rande er
wähnt — erscheint übrigens die neue Rege
lung für die Verantwortlichkeitsklage ziem
lich abenteuerlich: Die Gesellschaft kann da
durch in einem Verfahren zur Zahlung ver
pflichtet werden, an welchem sie selber gar
nicht beteiligt ist, in Missachtung der eher
nen Regel, wonach in Prozessen nur über;
Rechte und Pflichten der Parteien entschie-:,
den wird (41).

III. Überarbeitung der Eigenkapitalbasis

Ein zweites Schwergewicht der Reform liegt
in der Neugestaltung zahlreicher Vorschrif
ten zum Eigenkapital.

1. Flexibilisierung des Aktienkapitals

pie Eigankapitalbasis und damit die Eigenfi-
: panzierung werden flexibler ausgestaltet
durch die Einführung des bedingten und des
genehmigten Kapitals als neue, zusätzliche
Möglichkeiten der Kapitalerhöhung.
# Beim genehmigten Kapital geht es darurn,

dass die Generalversammlung nur die
Möglichkeit einer Kapitalerhöhung be-
schliesst, den Entscheid über die Durch
führung, ihren Zeitpunkt, die Bedingun
gen und den Umfang dagegen der Verwal
tung überlässt. «Im Rahmen der Ermächti
gung kann der Verwaltungsrat Erhöhun
gen des Aktienkapitals durchfuhren» (42).
Er kann etwa Aktien schaffen, die er im Zu
ge einer Übernahme als Gegenleistung be
nötigt.
• Bei der bedingten Kapitalerhöhung wird da

gegen der Entscheid darüber, ob und in
welchem Umfang das Aktienkapital erhöht
werden soll, in die Hände von Dritten —
Wandel- oder Optionsberechtigten oder
auch Mitarbeitern — gelegt: Das Aktien
kapital soll dann und insoweit erhöht wer
den, als bezugsberechtigte Gläubiger einer
Wandel- oder Optionsanleihe bzw. Mitar
beiter sich für den Bezug neuer Aktien ent
scheiden.

Durch diese neuen Formen des Grund- oder
— wie es neu heissen wird — des Aktienkapi
tals werden Bedürfnisse abgedeckt, die heute
mit den sog. Vorratsaktien erfüllt werden. Da
bei ist freilich festzustellen, dass die Beweg
lichkeit der heutigen Ordnung künftig nicht
mehr erreicht werden wird: Das Bundesge
richt hat nämlich in einem neuesteri Ent
scheid (43) Vorratsaktien und den damit not
wendigen Entzug des Bezugsrechtes aus
drücklich gebilligt, und zwar auch für die fle
xibelste Form, wonach solche Aktien dem
Verwaltungsrat zur freien Verwendung «für
Zwecke im Interesse der Gesellschaft» zur
Verfügung stehen sollen. Diese Freiheit gibt
es unter neuem Recht nicht mehr: Beim ge
nehmigten Kapital soll der Entzug des Be
zugsrechts nur auch wichtigen Gründen (44)

möglich sein. Das bedingte Kapital soll nur
für Anleihensobligationen oder ähnliche
Forderungen (verbunden mit einem grund
sätzlichen Vorwegzeichnungsrecht der Ak
tionäre [45]) sowie für die Arbeitnehmerbe
teiligung offenstehen.
Bedauerlich ist, dass das künftige Recht die
Kapitalerhöhung mit Festübernahme der
neuen Aktien durch einen Treuhänder, wie
sie bei Publikumgsgesellschaften heute die
Regel ist und wohl auch künftig bleiben wird
(46), nicht erwähnt. Die Festübernahme wirft
erhebliche Rechtsfragen auf, weil eben die
originäre Aktienzeichnung direkt bei der Ge
sellschaft und der derivative Aktienerwerb
von einer treuhänderisch zwischengeschalte
ten Bank nicht dasselbe sind. Die hiermit ver
bundenen Probleme werden nun weiterhin
ungelöst bzw. es wird ihre Lösung der Praxis
überlassen bleiben.

Nur am Rande sei erwähnt, das das minimale
Aktienkapital künftig auf Fr. 100000.— ange
hoben wird, wobei Gesellschaften, die vor
1985 gegründet wurden, ihr Kapital nicht an
zupassen brauchen (47).

2. Neugestaltung des Rechts der Parti
zipationsscheine (48)

Ein Schwergewicht der Reform und ein ech
ter Fortschritt liegt in der gesetzlichen Rege
lung des Rechts der Partizipationsscheine
(PS).
Bekanntlich hat sich der PS als Wildwuchs
der Praxis aus dem Genussschein entwickelt
und untersteht noch heute dessen Recht (49).
Damit wird der grundlegende wirtschaftliche
Unterschied der beiden Papiere vernachläs
sigt: Der Genussschein ist ein SanierungsvmX-
tel, das äusserst flexibel ausgestaltet sein
muss (50X aber auch sein kann (51). Für den
PS als einem Finanzierungsvsxiiie,\ eignet sich
diese Basis nicht: Der Partizipant als Investor
erwartet eine «stimmrechtslose Aktie», und
die geltende Ordnung trägt dem in keiner
Weise Rechnung.
Anders nun das künftige Recht, das den PS
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scheinungsformen, die sich im Ausland nir
gendwo findet, war nur möglich, weil das
Schweizer Aktienrecht äusserst flexibel aus
gestaltet ist. An dieser Flexibilität wird — be
sonders hinsichtlich der Ordnung des Ver
waltungsrates — auch in Zukunft festgehal
ten;

• Wird nichts Besonderes vorgesehen, dann
ist der Verwaltungsrat in seiner Gesamtheit
geschäftsführendes Organ. Diese Ordnung
eignet sich für kleine, personenbezogene
Strukturen, für Gesellschaften mit weni
gen Mitgliedern also, die alle aktiv im Un
ternehmen tätig sind.
• Doch können Geschäftsführung und Ver

tretung auch einzelnen Mitgliedern des
Verwaltungsrates zugewiesen, kann der
Verwaltungsrat dadurch in externe, neben
amtliche, und interne, vollamtlich ge
schäftsführende Mitglieder gegliedert wer
den. Damit kommt man dem amerikani
schen «Board System» nahe.
• Durch eine konsequente Delegation von

Geschäftsführung und Vertretung an nicht
dem Verwaltungsrat angehörende Direkto
ren kann das deutsche Aufsichtsratssystem
(Zweiteilung in einen geschäftsführenden
«Vorstand» und einen überwachenden
«Aufsichtsrat») nachempfunden werden.
• Schliesslich können auch einem Delegier

ten des Verwaltungsrates weitestgehende
Befugnisse eingeräumt und ihm zugleich
das Amt des Verwaltungsratspräsidenten
zugewiesen werden. Dies entspricht in et
wa dem französischen System des «Presi
dent Directeur General».

Die geeignete Organisationsform zu finden
wird daher auch künftig den Aktiengesell
schaften — grossen wie kleinen, aktiven wie
inaktiven, personen- wie kapitalbezogenen —
nicht schwer fallen.

b) Immerhin geht die Disponibilität nicht
- so weit, dass das gesetzliche Grundkonzept —
Verwaltungsrat als Exekutive oder zumindest
als «Ober»exekutive—völlig beseitigt werden
könnte. Zum Schutz gutgläubiger Dritter, die
darauf vertrauen, dass der Verwaltungsrat ei

ne Führungsfunktion ausübt, verlangt auch
das künftige Aktienrecht, dass das Exekutiv
organ nicht vollständig abdankt. In dieser Be
ziehung — und darin liegt ein Hauptverdienst
der Reform — wird die Glaubwürdigkeit der
gesetzlichen Ordnung verstärkt, indem dem
Verwaltungsrat bestimmte grundlegende
Aufgaben unübertragbar und ünentziehbarzvi-
gewiesen werden. Zusammengefasst und
grob betrachtet werden die Oberleitung der
Gesellschaft, die Eestlegung ihrer Organisa
tion, die Planung (besonders der Einsatz der
finanziellen Mittel), die wichtigsten personel
len Entscheide und öiq Rapportierung an die
Aktionäre zu unübertragbaren Aufgaben des
Verwaltungsrates erklärt (65). Dadurch soll
den blossen Aushängeschild-Verwaltungsrä
ten ein Ende bereitet werden, was man nur
begrüssen kann.

c) Die Mitglieder des Verwaltungsrates
müssen — so die Formulierung des künftigen
Rechts — «ihre Aufgaben mit dler Sorgfalt er
füllen», sie müssen «die Interessen der Ge
sellschaft in guten Treuen währen», und sie
haben «die Aktionäre unter gleichen Voraus
setzungen gleich zu behandeln». All dies galt
heute schon, zum Teil aber nur aufgrund der
Gerichtspraxis (66). Die Festschreibung
dient der Klärung.
Neu kommt hinzu, dass ein weitgehendes
Recht der Verwaltungsratsmitglieder auf
Auskunft und Einsicht explizit vorgesehen
wird. Jedes Mitglied soll «Anspruch auf Aus
kunft über alle Angelegenheiten der Gesell-;
schalt» haben, und dieses Recht kann auch'gj
durch die Statuten nicht beschränkt werden.
Der bis heute nicht ausgestorbenen Unsitte,
dem Verwaltungsrat möglichst wenig Infor
mationen zukommen zu lassen, wird dadurch
hoffentlich ein Riegel geschoben.

d) Das neue Recht regelt im einzelnen, in
welchem Rahmen — nämlich unter dem Vor
behalt der erwähnten unübertragbaren Auf- ;
gaben und auf statutarischer Basis nach
Massgabe eines Organisationsreglementes —
die Kompetenzen des Verwaltungsrates dele
giert werden können. Zugleich wird klarge

stellt, dass die Delegation häftungsbefreiend
wirkt, solange «bei der Auswahl, Unterrich
tung und Überwachung die nach den Um
ständen gebotene Sorgfalt» beachtet wurde
(67). Auch bei zulässiger Delegation bleibt
somit eine Restverantwortung, wobei zwi
schen sorgfältiger Auswahl, Instruktion und
Kontrolle eine Wechselwirkung entsteht: Je
qualifizierter der mit einer Aufgabe Betraute
ist, desto weniger bedarf es der Instruktion
und Überwachung, je unkritischer die Aus
wahl erfolgt, desto mehr Aufmerksamkeit
muss auf Ausbildung und Kontrolle verwen
det werden.

3. Verstärkung der Revision

Die wohl konsequentesten Neuerungen fin
den sich für das aktienrechtliche Kontroll
organ, in neuer Terminologie die Revisions
stelle.

a) Das geltende Recht der Kontrollstelle ist
in mancherlei Hinsicht unbefriedigend:
• Irgendwelche fachliche Anforderungen

sind im Gesetz nicht verankert (68).
• Die Vorschriften über die Unabhängigkeit

der Revisoren sind gänzlich ungenügend
(69).
• Von der Gründungsphase abgesehen be

steht auch keinerlei Gewähr dafür, dass
überhaupt ein Revisionsorgan bestellt wird
(70).
• Schliesslich beschränkt sich der Einsatz
.  der Revisoren — mit einer Ausnahme bei

der Kapitalherabsetzung — auf die ordentli
che Revision.

b) In all diesen Punkten sieht das künftige
Recht deutliche Verbesserungen vor:
• Gesetzlich verankert — wenn auch flexibel

formuliert — wird das Erfordernis, über die
nötigen fachlichen Fähigkeiten für die Er
füllung der Prüfungsaufgabe zu verfügen
(71). Dass dieser Vorschrift auch nachge-
: lebt wird, soll durch ein Klagerecht auf Ab
berufung, das. allen Aktionären und Gläu
bigern zusteht, sichergestellt werden (72).

• Ernstgemacht wird mit der Unabhängig
keit. Revisoren müssen künftig vom Ver
waltungsrat, aber auch von einem kontrol
lierenden Aktionär unabhängig sein (73X .
auf Verlangen eines Aktionärs oder Gläu
bigers ausserdem unabhängig von Gesell
schaften des gleichen Konzerns (74). Sie
dürfen auch keine Arbeiten für die zu prü
fende Gesellschaft ausführen, die mit dem
Prüfungsauftrag unvereinbar sind.
• Im weiteren wird sichergestellt, dass das

Amt des Revisors besetzt ist: Die Revisoren 1
müssen künftig — gleich den Mitgliedern
des Verwaltungsrates — im Handelsregister
eingetragen werden (75). Fehlt die Revi
sionsstelle, sollen der Handelsregisterfüh
rerund, auf dessen Antrag, der Richter ein- ;
schreiten (76).
• Endlich werden die Aufgaben der Reviso

ren deutlich erweitert. Zu erwähnen sind
vor allem die zusätzlichen Prüfungsfälle
bei qualifizierter Gründung und Kapital- ■
erhöhung (77), bei der Aufwertung von
Grundstücken oder Beteiligungen (78) II
und bei Kapitalverlust (79, 80). ' "
Zu erinnern ist in diesem Zusammenhang Ii I r
auch an die Institution des Sonderprüfers, l;
die für das schweizerische Recht ein No- Ii (
vum darstellt (81). j||
• Neu hat der Revisor die Aufgabe, bei offen- i

sichtlicher Überschuldung nötigenfalls — ||' '
d.h. dann, wenn der Verwaltungsrat passiv ' i l
bleibt—d&n Richter zu benachrichtigen {S2), |; , i
eine zwar ungeliebte und wohl systemwi- '
drige, m.E. aber sinnvolle Kompetenz und I '
Pflicht. f

4. Neuordnung der Verantwortlichkeit

Für die Mitglieder des Verwaltungsrates, da
neben aber namentlich auch für die Reviso
ren, ist auch die Neuordnung des Rechts der
persönlichen Verantwortung von grosser Be
deutung.
Dem geltenden Verantwortlichkeitsrecht
wohnt — dies zeigt ein Blick auf die Praxis —
ein ziemlich willkürlicher Zug inne: Einer
seits bleibt allzu oft auch grobfahrlässiges
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